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Deutſchland.
Berlin. Sitzung der Drei-Stände-Kurie am 17. Mai.

Faſſen wir uberſichtlich zuſammen, um ſogleich zu erfah-
ren, was in dieſer Sitzung die drei Stände verhandelt ha-
ben, ſo war es Folgendes: 1) Eine Beſchwerde des Abg.
Coqui aus Magdeburg, über die den Abtheilungen zuge-
gebenen Regierungskommiſſare. 2) Eine interpellirende Rede
des Abg. v. Saucken uüber ein in nicht genugendem Gra-
de vorhandenes Vertrauen zwiſchen Regierung Geſetzge-
bung und Volk. 3) Ueber die mehrmals erwähnte ſoge-
nannte Erklärung von 136 Abgeordneten und die Mitthei-
lung dieſer Erklärung. Nach dieſen drei Jnterpellationen
und Erklärungen folgten die Gegenſtände der Tagesordnung,
nämlich: 4) Vorleſung des Konkluſums über das Beſchol-
tenheitsgeſetz; 5) Anordnungen des Marſchalls hinſichts
der Berathung der Provinziallandtage über die Provinzial-
Hilfskaſſen; 6) Gutachten der ſechsten Abtheilung über ei-
nige Petitionen, ruckſichtlich der Abhilfe des Nothſtandes,
und 7) Gutachten der ſiebenten Abtheilung uüber die Aus-
ſchließung des ritterſchaftlichen Abg. Grafen Eduard v.
Reichenb ach auf Waltdorf in Schleſien.

Nach dieſer Jnhaltsanzeige wollen wir in gedrangter
Zuſammenſtellung uüber die Verhandungen der drei Stande
berichten.

Den einzelnen Abtheilungen oder Ausſchuſſen hat die
Verwaltung Miniſterialräthe als Kommiſſarien beigegeben,
im Sinne des Geſetzes mit dem Auftrage, in den Abthei-
lungen uüber vorkommende Fragen die Auskunft, welche ih-
nen beiwohnt, vollſtändig zu geben, ſich aber dabei von
aller Einmiſchung in die Debatte der Abtheilung zu enthal-
ten. Kaufmann Coqui erklärte nun: Manche dieſer
Herren Kommiſſare entwickeln eine Kargheit in Ertheilung
der erbetenen Auskunft, ein ſyſtematiſches Nichtwiſſen der
notoriſch bekannten Thatſachen, und wenn ich ſo ſagen
darf eine Zähigkeit in der Verfechtung ihrer Anſichten
und Behaupturgen, die nicht dazu beitragen kann, jenen
vom Gouovernement angedeuteten Zweck der Offenheit und
des Vertrauens zu erreichen. Jndem der Landtagskom-

miſſar zur Zufriedenheit der Verſammlung auf geſetzliche
Stellung der Deputirten Miniſterialräthe zu den Abthei-
lungen hinwies, erklärte er, daß eine unmittelbare Einwir
kung von ſeiner Seite ſo lange nicht erfolgen koönnte, als
nicht ſpecielle Fälle angeführt würden. Die beiden Vor-
ſitzenden der ſiebenten und achten Abtheilung Graf von
Finkenſtein aus Schleſien und Wirkl. Geh. Rath von
Maſſow erklärten ſich mit den Kommiſſaren ihrer Aus-
ſchuſſe zufrieden.

Von dieſer kurzen Jnterpellation nahm der preußiſche
Ritterſchafts- Abgeordnete von Saucken Anlaß, auf das
Vertrauen zwiſchen Regierung und Volk uberhaupt zuruck
zukommen. Wir geben hier ſeine Rede, wie ſie der ſteno
graphiſche Bericht veroöffentlicht hat. Abg. v. Saucken
ſprach:

Jch will mir bei dieſer Gelegenheit erlauben, die Sache
im Allgemeinen ins Auge zu faſſen. Die Bedeutung der letz
ten Verſammlung den tiefen Eindruck, den der Beſchluß ge
macht hat, haben wir wohl Alle erkannt, ſowohl die Räthe der
Krone, als die Mitglieder des Vereinigten Landtages. Ein aus
wohlmeinender und edler Abſicht hervorgegangenes Geſetz, was
allgemein als nützlich anerkannt worden iſt, wurde mit großer
Majorität zurückgewieſen, weil die Patente vom 3. Februar in
keiner Uebereinſtimmung mit den früheren Geſetzen und nament
lich mit dem vom 17. Januar 1820 gefunden und eine Ga
rantie beanſprucht wurde. (Unterbrechung.) Jch glaube, daß
wir Alle daraus wohl den Schluß ziehen können, daß wir auf
dem betretenen Wege (Abermalige Unterbrechung.) Jch

wiederhole, ich bitte, mich ausſprechen zu laſſen, vielleicht wer
den die Herren, die jetzt ein Straf-Urtheil fällen wollen, damit
anſtehen bis ſie mich angehört haben.

Jch glaube, daß wir auf dem betretenen Wege nicht zu
den günſtigen Reſultaten unſerer Berathungen gelangen werden,
die wir erwarten. Es wurde daher mit großer Freude bemerkt,
als von beiden Seiten der Wunſch ausgeſprochen wurde, eine
Verſtändigung herbeizuführen. Eine ſolche kann aber nur dann
ſtattfinden, wenn ſo offen und ehrlich ein Jeder ſeine Anſichten
ausſpricht, wie er ſie hat, wenn nirgends den Anſichten und
der Ausſprache ein anderer Beweggrund unterlegt wird, als der,



des Vaterlandes Beſtes und des Königs Ruhm, welches davon
unzertrennlich iſt, zu fördern. Dieſes iſt nur möglich, wenn
wir frei Alles, was irgend nur zu ſagen iſt, hier ausſprechen.
Dieſen Weg will ich hier betreten. Meine Herren, das Ver
trauen, welches zwiſchen der Verwaltung, der Ge
ſetzgebung und dem Volke beſtehen muß, ſoll ein
Volk einig und ſtark ſein, beſteht in dieſem Augenblicke
nicht in dem Grade bei uns, wie wir es wünſchen.
Europa hat es vorgeſtern erfahren. Ein ſolcher Zuſtand kann
aber nicht bleibend ſein, er muß geändert werden, denn die
Gefahren ſind drohend. Erlauben Sie mir, nicht auf andere
Völker auf andere Zeiten zurückzugehen ſondern aus unſerer
eigenen Geſchichte das Beiſpiel zu nehmen. Jm Jahre 1806
war ein edler, hochgeehrter König, geſchmückt mit allen Bür-
gertugenden, auf dem Thron ein großes, wohlgeübtes Heer
eine redliche Verwaltung der Schatz war gefüllt aber die
Verwaltung ſtand iſolirt, ſtützte ſich nicht auf das
Bolk, trat nicht in die unmittelbarſte Berührung
mit demſelben. Da konnte es nur kommen, daß die Kata
ſtrophe, die in Sturmeseile ſich über Deutſchland verbreitete,
auch Preußen traf. Das Volk, in ſeiner Liebe und in ſeiner
Treue ſtets daſſelbe zu ſeinem Herrſcherhauſe, folgte ihm auf
den weiten Zügen bis zu den letzten Punkten preußiſcher Gauen
mit tiefſter Theilnahme, ja mit Gebet und Allem, was ſonſt
das Herz bewegt, aber kein Arm erhob ſich, nicht das geſammte
Volk ſtand auf, im Stumpfſinn ſah es zu, was in Zukunft
über ihn hereinbrechen möchte. Da ſtellte der weiſe Kö-
nig ſeinen Thron mitten unter ſein Volkz; die Ge-
ſetzgebung von 1807 und den folgenden Jahren bezeugt es, wie
die geiſtige und politiſche Entwickelung ſeines Volkes zur Auf-
gabe des Thrones gemacht war, und wo einzelne Berechtigun-
gen geſchmälert wurden opferten dieſe die Betheiligten gern zum
Wohle des Vaterlandes und obgleich verarmt und geſchwächt,
verheert durch einen mächtigen Feind, nahm dieſes Volk den
Thron, als die Zeit die Gelegenheit dazu gab ihn wieder zu
ſtärken und feſtzuſtellen; damit er ausführen könnte, was
er in weiſer Abſicht beſchloſſen hatte, nahm das Volk dieſen
Thron auf ſeine Schultern und trug ihn durch Ströme von
Blut von Sieg zu Sieg auf nie gekannte Ruhmeshöhen. (Bravo!)

Meine Herren! Es giebt Menſchen, die, indem ſie nicht
in das Jnnerſte des Volkslebens eindringen, auch nicht an Be-
geiſterung der unteren Klaſſen eines ganzen Volkes glauben.
Dieſe glauben es wäre nur die Folge des Haſſes geweſen, der
Haß gegen den Eroberer, gegen die Uebermacht, die Jeder em-
pfunden hat. Wohl erhoben ſich Völker, um Unbill zu rächen,
um ſich das Entriſſene wieder anzueignen; aber ein edles, ge
bildetes Volk, wie das preußiſche, kennt keinen Nationalhaß.
Waährend Preußen Alles geopfert beinahe nichts mehr als
Eigenthum als die Liebe zu König und Vaterland ſein nannte,
während die Frauen ihre Männer und Söhne zum Kampfe
ſelbſt antrieben, pflegten ſie in chriſtlicher Liebe die kranken
Feinde. Meine Herren mir war es gegeben, mit dem kleinen
Reſte des preußiſchen Heeres von der Weichſel bis zur Memel

zu ziehen mein jugendliches Herz wollte berſten vor Schmerz,
daß nicht jeder Arm ſich erhob, daß nicht jede Bruſt ein Boll-
werk wurde gegen die uübermüthigen Sieger; ich verſtand es da-
mals noch nicht, daß die größte Liebe zum Könige und zum

Herrſcherhauſe allein es nicht vermag, daß ein ganzes Volk
ſich erhebe, ein ganzes Volk zu ſolcher That zu begeiſtern. Jch
erfuhr es erſt, als mein Fuß im Jahre 1813 den preußiſchen
Boden wieder betrat; da wehte mich wahre Volks- Begeiſterung
an, eine ſolche, die ich im tiefſten Jnnerſten empfunden habe
als eine, die jeder Macht trotzt, wenn ſie wieder in der Bruſt
eines Jeden lebt, wie damals. Meine Herren, wer den Un-

terſchied von 1806 und 1813 ſelbſt erlebt hat, der weiß es,
was eine Regierung iſt, die ſich vom Volke iſolirt,
und eine ſolche, die innig mit dem Volke verbun-
den bleibt, ſich auf daſſelbe nur ſtützen d. Deshalb
halte ich es fur unſeren erſten, heiligſten Beruf, dieſes innige Ein-
verſtändniß herbeizufuühren, daſſelbe zu begrunden und daher uber-
all unſere Unterſtützung den Rathen der Krone angedeihen zu
laſſen, die dahin fuhrt, die Bedürfniſſe des Volkes zu erfahren.
Meine Herren, die Räthe der Krone ſind Preußen wie wir,
Unterthanen deſſelben Königs wie wir, in derſelben Liebe ihn
umfaſſend wie wir daſſelbe erſtrebend wie wir, nur des Volkes
Wohlfahrt zu grunden, zu fördern, iſt auch ihr Beruf. Laſſen
Sie uns ein Beiſpiel geben, wie die Geſchichte noch kein's kennt,
daß die Stände nicht mit dem Gouvernement in den Kampf
treten! laſſen Sie uns wie einen gemeinſamen Körper uns
betrachten! ich wende mich mit Freuden an Sie Alle, an die
Räthe der Krone, an meine Mitſtände, laſſen Sie uns einig
ſein in dem Einen: des Königs Ehre und ſeinen Ruhm und
untrennbar von demſelben des Vaterlandes Beſtes zu fördern,
und ſo, ohne Mißtrauen von einer Seite, ohne Argwohn von
der andern, gemeinſam nur dieſen einen Zweck vor Augen
haben, und die Folgen werden ſegensreich ſein, ſie werden uns
ſtark machen, für alle Zeiten hochachtbar vor ganz Europa
ſtellen, und kein Sturm der Zeiten und keine Macht der Erde
wird Preußen zu erſchuüttern vermögen. Meine Herren, dieſe
Bitte richte ich aus tiefbewegter Seele an Sie Alle. Laſſen Sie
uns dieſen Weg gehen; er iſt der einzige Weg einer echten
Verſtandigung, ein ſchönes Beiſpiel für alle Zeiten: daß
Preußens Stände und Regierung nicht getrennt ſondern fortan
mit einander Hand in Hand gehen wollen. (Bravo, Bravo!)

Auf dieſe begeiſterte und begeiſternde Rede entgegnete
der Abg. v. Bismark-Schönhauſen von der branden-
burgiſchen Ritterſchaft:

Es wird mir ſchwer, nach einer Rede, die von ſo edler
Begeiſterung diktirt war das Wort zu ergreifen, um eine ein-
fache Berichtigung anzubringen. Jch muß mich nochmals da-
gegen verwahren, daß der geehrte Redner, der ſo eben die Tri-
bune verlaſſen hat aus der vorgeſtrigen Abſtimmung den Schluß
zog, als habe ſich die Majorität dadurch gegen die Geſetzgebung
vom 3. Febr. erklaren wollen Ich für mich, und ich glaube
es auch fur viele Andere von uns thun zu können, muß wie-
derholt bekennen daß wir lediglich gegen die Tendenz des Ge-
ſetzes geſtimmt haben, weil wir glaubten, daß, wenn die Re-
gierungs- Vorlage angenommen wurde, den Berathungen der
Provinzial Landtage eine Grundlage gegeben war welche die Jnter
eſſen der Betheiligten verletzt es hat aber nicht in unſerer Abſicht ge
legen, ein Geſetz, das wir ſonſt etwa fur nuützlich gehalten hät-
ten, zu einer Handhabe zu machen, um an den Schranken zu
ruütteln, die durch die Geſetzgebung vom 3. Februar gezogen
worden ſind. Das iſt uns nicht im entfernteſten eingefallen.
Auf die übrigen Theile der gedachten Rede einzugehen, halte ich
erſt an der Zeit, wenn von politiſchen Fragen die Rede ſein
wird. Fuür jetzt fuühle ich mich nur noch gedrungen, dem zu
widerſprechen, was auf der Tribüne ſowohl, als außerhalb die
ſes Sagles, ſo oft laut geworden iſt, als von Anſpruchen auf
Verfaſſung die Rede war: als ob die Bewegung des Volks
von 1813 anderen Gruünden zugeſchrieben werden mußte und
es eines anderen Motivs bedurft hätte, als der Schmach, daß
Fremde in unſerem Lande geboten. (Lautes Murren.) Es heißt,
meines Erachtens, der National- Ehre einen ſchlechten Dienſt
erweiſen, (Wiederholtes Murren) wenn man annimmt, daß
die Mißhandlung und Erniedrigung, die die Preußen durch einen
fremden Gewalthaber erlitten, nicht hinreichend geweſen ſeien,
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ihr Blut in Wallung zu bringen und durch den Haß gegen die
Fremdlinge alle andern Gefühle uüübertäubt werden zu laſſen.

Dem Herrn Deichhauptmann v. Bis mark antvworte-
ten der bäuerliche Abg. Krauſe zu Wachsdorf in Schle-
ſien und Burgermeiſter Gier. Beider Entgegnungen geben
wir woörtlich:

Abgeordn. Krauſe: Es hat der vorletzte Redner geſpro-
chen, daß der bloße Haß gegen die Fremdlinge in unſerer Bruſt
die Urſache der Bewegung von 1813 geweſen ſei. Jch glaube,
das kann das geehrte Mitglied nicht beurtheilen, weil es zu der
Zeit noch nicht gelebt hat. (Lauter Beifall.) Jch für mein
Theil kenne, da ich damals mit im Kriege geweſen bin, wenn
ich auch nicht an einer großen Schlacht Theil genommen habe,
die Gedanken die das Volk damals belebt haben, als der
Feind Alles unter ſich gebracht hatte, und als das Geſetz von
1807 publizirt wurde, wodurch wir Alle frei werden ſollten.
Die Jdee der Freiheit lebte im Volke und wurde zur That, na
türlich mußten wir erſt den Feind aus unſerem Lande getrieben
haben. Es geſchah, und als der Feind dieſe Hauptſtadt ver-
nichten und nicht weichen wollte, da drehten die Söhne der
Bauern das Gewehr und ſchlugen den Feind mit den Kolben
über die Elbe und den Rhein. Das liegt im Herzen, es iſt
nicht Haß oder Neid, es iſt nur Liebe des Vaterlandes. (Lau-
tes Bravo.)

Abgeordn. Gier: Jch muß mich entſchieden gegen die
Anſichten ausſprechen, die der vorletzte Herr Redner aus der
Ritterſchaft der Provinz Sachſen von der Tribüne herab ausge-
ſprochen hat über die Motive der Freiwilligen, welche damals
mit zur Rettung des Vaterlandes gekämpft haben. Jch be
kenne mich zu der Anſicht des verehrten Redners der preußiſchen
Ritterſchaft. Jener hat darüber keine Erfahrung, er war nicht
dabei. Jch ſelber habe aber mit meinem Blute beigetragen und
ſpreche als Theilnehmer der Geſchichte, bin erſtaunt über jene
Behauptungen und proteſtire dagegen in meinem Namen und
im Namen aller Freiwilligen, welche im Freiheits- Kriege mit-
gefochten haben. Wir eilten zum Kampfe nicht blos gegen
äußeren Druck, nicht aus Haß gegen eine fremde Nation uns
führte Liebe zum deutſchen Vaterlande, das wir frei von Fremd-
herrſchaft wiſſen wollten Es war etwas Höheres. (Lautes
Bravo.) Jch muß mich alſo nochmals dagegen verwahren, daß
Jemand, der in der Zeit nicht mitgekämpft hat, über uns in
der Art richtet. (Stürmiſches Bravo.)

Der dritte außer der Tagesordnung zum Vortrag ge-
langte Gegenſtand war die Erklärung der 136 Abgeordne-
ten, deren bereits mehrmals auch in dieſer Zeitung gedacht
iſt und worüber die Herrenkurie am 8. Mai eine Verhand-
lung aufgenommen hatte (ſ. Courier Nr. 113), die dahin
ging, daß ſie den Jnhalt des Schriftſtuckes gar
nicht in Betracht nehmen könne. Zur Einleitung der Mit-
theilungen bemerkte der Landrath Freiherr von Vincke:

Jch halte mich verpflichtet, auf den Gegenſtand wieder
zuruckzukommen, weil ich das Verfahren des verehrten
Herrn Marſchalls in den geſetzlichen Beſtimmungen, wie
ich ſie aufgefaßt habe, und in dem frühern Verfahren des
Marſchalls ſelbſt nicht vollſtändig begründet finden kann.
Jch gebe dieſe Erklärung mit um ſo größeren Bedauern
ab, einmal im Hinblick auf die Stellung und Wuürde des
Marſchalls, und dann in Anerkenntniß des ehrenwerthen
Charakters und der gerechten und unpartheiiſchen Verfahrungs-
weiſe, womit derſelbe ſtets unſre Verhandlungen geleitet hat.
Jch bin üüberzeugt, daß darin der Herr Marſchall nicht
eine überflüſſige captatio benevolentiae (Gunſtſchleicherei) er-
kennen wird. Jch glaube übrigens nur im Sinne der gan-
zen verehrten Verſammlung zu ſprechen, wenn ich dies hier

ausſpreche. Jch glaube, in der letzten mit der
Herrenkurie gemeinſchaftlichen Sitzung, als das ſeltſame
und befremdende Verfahren des Herrn Marſchalls der
Vereinigten Kurien zur Sprache kam, iſt die hohe Ver-
ſammlung des Gegenſatzes zu dem Verfahren unſers Mar
ſchalls ſich deutlich bewußt geworden. (Vielfaches Bravo.)

Ich muß zunächſt bemerken, daß ſchon in den Sitzun-
gen, in welchen wir uns früher mit dieſem Gegenſtande
beſchäftigt haben der Jahalt der Erklärung, die dem Be-
gleitſchreiben an den Marſchall beigelegen hat, von dem
Herrn Landtags-Kommiſſar angefuhrt und kritiſirt wurde.
Daſſelbe iſt auch in der Herrenkurie von dem Herrn Mar-
ſchall der Herrenkurie geſchehen. Jch glaube im Jntereſſe
der ubrigen Antragſteller zu handeln, zumal ſie ungefähr
ein Viertel der ganzen Verſammlung ausmachen, wenn ich
dabei mich nicht beruhige. Es kann uns nicht gleichgiltig
ſein, das was wir gethan haben, innerhalb und außer-
halb der Verſammlung in einem unrechten Lichte dargeſtellt
zu ſehen. Jch glaube daher an die Gerechtigkeit des Herrn
Marſchalls appelliren zu durfen, wenn ich mir die Bitte er
laube, daß, nachdem das Begleitſchreiben vorgeleſen wor-
den iſt, auch die Anlage verleſen werde, damit die Ber-
ſammlung vollſtändige Kenntniß erhalte und nicht bloß aus
den einzelnen Anfuhrungen des Marſchalls der Herrenkurie.“

Der Marſchall ertheilte dazu ſeine Einwilligung mit
dem Bemerken, daß keine Berathung daruüber ſtattfinden
ſolle. Einer der Sekretäre trug darauf zuerſt das vom
26. April datirte Begleit ſchreiben an den Marſchall der
Drei-Stände- Kurie vor. Daſſelbe lautete:

Jn der am 16. d. M. ſtattgefundenen Plenar- Sitzung
des Vereinigten Landtages hat derſelbe eine Adreſſe an des Kö
nigs Majeſtät beſchloſſen und in dieſer, mit Bezug auf die von
vielen ſeiner Mitglieder vermißte volle Uebereinſtimmung der
Verordnungen vom Z. Februar d. J. mit den älteren Geſetzen,
zur Wahrung der ſtändiſchen Rechte, eine ehrfurchtsvolle Er-
klärung am Throne niedergelegt. Wenn es nicht angemeſſen
gehalten wurde, in der erwähnten Adreſſe, welche zugleich den
Dank für die Zuſammenberufung des Landtages enthielt, die
ſpeziellen Punkte anzuführen, in welchen die erwähnte Ueber-
einſtimmung vermißt wird, ſo erſcheint es um ſo mehr gebotene
Pflicht, daß der Landtag über dieſe ſich verſtändige und ſie, zur
Vermeidung jedes Mißverſtändniſſes näher bezeichne. Zu die-
ſem Ende beehren ſich die Unterzeichneten, Ew. Hochwohlgebo-
ren die anliegende Erklärung zu überreichen, mit dem Antrage,
dieſelbe einer Abtheilung zur gründlichen Erörterung überweiſen
zu wollen, damit ſie demnächſt von der hohen Kurie der drei
Stände zum Beſchluſſe erhoben und im Protokolle niedergelegt
werde.

Das Schreiben iſt von 136 Abgeordneten, deren Na-
men auch der ſtenographiſche Bericht veroffentlicht, unter
zeichnet. Vertreter aus allen Provinzen haben ſich bethei-
ligt, namentlich 65 aus Preußen, 30 aus der Rheinpro-
vinz, 14 aus Weſtphalen, 11 aus Schleſien, 6 aus Bran-
denburg, 4 aus Poſen, 4 aus Sachſen und 2 aus Pommern.
Nach den Standen gehören 30 der Ritterſchaft, 49 den Städ-
ten und 47 den Landgemeinden an. Folgendes iſt die

Erklärung der 136 Abgeordneten.
I

Das allgemeine Geſetz wegen Anordnung der Provinzial
Stande vom 5. Juni 1823 lautet unter III. 2:

Dieſer Beſtimmung gemäß werden Wir ihnen, ſo lange
keine ſtandiſche Verſammlungen ſtattfinden, die Entwurfe
ſolcher allgemeinen Geſetze, welche Veränderungen in Perſo-
nen- und Eigenthums- Rechten und in den Steuern zum



Gegenſtande haben, ſo weit ſie die Provinz betreffen, zur
Berathung vorlegen laſſen.

Es ſteht im unverkennbaren Zuſammenhang mit 4 der
Verordnung vom 22. Mai 1815, welcher lautet:

Die Wirkſamkeit der LandesRepraſentanten erſtreckt ſich
auf die Berathung über alle Gegenſtände der Geſetzgebung,
welche die perſönlichen und Eigenthums-Rechte der Staats-
bürger mit Einſchluß der Beſteuerung betreffen.

Dagegen ſagt der 9. 12 der Verordnung vom 3. Febr. e.
uüber die Bildung des Vereinigten Landtags

Wir behalten Uns vor, den nach dem Geſetze vom 5. Juni
1823 erforderlichen ſtandiſchen Beirath zu den Geſetzen,
welche Veranderungen in Perſonen und Eigenthums-Rech-
ten oder andere als die im J. 9 bezeichneten Veranderun-
gen in den Steuern zum Gegenſtande haben, wenn dieſe
Geſetze die ganze Monarchie oder mehrere Provinzen betref
fen, in dazu geeigneten Fallen von dem Vereinigten Land-
tage zu erfordern, welcher denſelben mit voller rechtlicher
Wirkung zu geben befugt iſt.“

Sollten Wir Uns bewogen finden, ſtandiſchen Bei-
rath uber ſolche Aenderungen der ſtandiſchen Verfaſſung zu
erfordern, welche nicht als die Verfaſſung einer einzelnen
Provinz betreffend von dem Landtage dieſer Provinz zu be-
rathen ſind, ſo werden Wir ein ſolches Gutachten nur von
dem Vereinigten Landtage einfordern, und bleiben dieſem
alle auf dergleichen Aenderungen bezuügliche ſtaändiſche Ver
handlungen ausſchließend vorbehalten.

Und der H. 3 der Verordnung vom 3. Februar e. über
die periodiſche Zuſammenberufung des Vereinigten ſtandiſchen
Ausſchuſſes und deſſen Befugniſſe:

Den nach dem allgemeinen Geſetze wegen Bildung der
Provinzial- Stande vom 5. Juni 1823 erforderlichen ſtandi
ſchen Beirath zu den Geſetzen, welche Veränderungen in
Perſonen und Eigenthums- Rechten oder andere als die
im F. 9 der Verordnung vom heutigen Tage uüber die
Bildung des Vereinigten Landtags bezeichneten Ver-
anderungen in den Steuern zum Gegenſtande haben,
werden Wir, wenn dieſe Geſetze die ganze Monar-
chie oder mehrere Provinzen betreffen, der Regel nach von
dem Vereinigten ſtandiſchen Ausſchuſſe einfordern und er-
theilen demſelben hierdurch die Befugniß, ſolchen mit vol-
ler rechtlicher Wirkung abzugeben. Die Vorſchrift im Ar
tikel III. Nr. 2 des angefuhrten Geſetzes findet durch ge-
genwartige Beſtimmung ihre Erledigung.

Wie Wir aber in der die Bildung des Vereinigten
Landtags betreffenden Verordnung vom heutigen Tage be-
reits vorbehalten haben, auch von dieſem dergleichen Gutach-
ten in dazu geeigneten Fällen zu erfordern, ſo wollen Wir
Uns gleichfalls vorbehalten, Geſetze der erwähnten Art,
welche die ganze Monarchie oder mehrere Provinzen betref-
fen, ausnahmsweiſe auch den Provinzial Landtagen zur
Begutachtung vorzulegen, wenn dieſes aus beſonderen Grün-
den, namentlich der Beſchleunigung wegen, rathlich erſchei
nen mochte.

Wir hegen die Ueberzeugung daß die erwähnten Worte
der Verordnungen vom 3. Februar c. deshalb nicht vereinbar
ſind mit den angefuhrten Beſtimmungen der älteren Geſetze,
weil nach dieſen den Provinzialſtaäanden die Geſetze, welche Ver-
anderungen in Perſonen und Eigenthums-Rechten, ſo wie in
den Steuern, zum Gegenſtande haben, ſo lange zur Berathung
vorgelegt werden ſollen, als keine allgemeine ſtandiſche Ver-
ſammlungen ſtattfinden die Wirkſamkeit der letzteren aber auf
die Berathung über alle Gegenſtande der Geſetzgebung, wel-
che die perſönlichen und Eigenthumsrechte der Staatsbürger mit
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Einſchluß der Steuern betreffen, ſich erſtrecken ſoll wahrend
nach den Verordnungen vom Z. Februar e. dieſer ſtandiſche Bei
rath dem Vereinigten Landtage nicht unter allen Umſtän-
den zuſteht, vielmehr auch von den Ausſchüſſen oder den Pro-
vinzial-Landtagen erfordert werden kann.

II.

Ferner enthalt der 10 der Verordnung vom Z. Februar
c. über die Bildung des Vereinigten Landtags die Worte:

Für den Fall eines Krieges behalten Wir Uns vor, außer-
ordentliche Steuern ohne Zuſtimmung des Vereinigten Land-
tags auszuſchreiben, wenn Wir deſſen Zuſammenberufung in
Beruckſichtigung der obwaltenden politiſchen Verhaltniſſe nicht
zulaſſig befinden ſollten. Jn dieſem Falle werden Wir aber,
ſobald es die Umſtande geſtatten, ſpäteſtens ſogleich nach
Beendigung des Krieges dem Vereinigten Landtage den Zweck
und die Verwendung der erhobenen außerordentlichen Steuern
nachweiſen laſſen.

Wir hegen die Ueberzeugung, daß dieſe Worte ebenfalls
mit den bereits angefuhrten Beſtimmungen der alteren Ge
ſetze unvereinbar ſind, inſofern nach dieſen Beſtimmungen die
Wirkſamkeit der Landes Repraſentanten oder allgemeinen
ſtandiſchen Verſammlungen auf die Berathung uüber alle Ge-
genſtande der Geſetzgebung ſich erſtrecken ſoll, welche die per
ſönlichen und Eigenthumsrechte der Staatsburger mit Ein-
ſchluß der Beſteuerung betreffen, während nach der Ver-
ordnung vom 3. Februar c. fur den Fall eines Krieges außer
ordentliche Steuern ohne Zuſtimmung des Vereinigten Land
tags dann ausgeſchrieben werden kounnen wenn die Zuſam-
menberufung des Vereinigten Landtags in Beruckſichtigung
der obwaltenden politiſchen Verhaltniſſe nicht zulaſſig befun
den werden, alſo auch die durch die Verordnung vom 22. Mai
1815 vorgeſchriebene Berathung der Landes-Repraſentanten
über alle Gegenſtände der Beſteuerungs- Geſetzgebung nicht
ſtattgefunden haben mochte.

III.
Die Verordnung vom 17. Januar 1820 wegen der kuünf-

tigen Behandlung des geſammten Staatsſchuldenweſens (Ge
ſetz- Sammlung pag. 9) lautet im Eingange folgender-
maßen:

„Wir ſind nunmehr von dem geſammten Schulden-
zuſtande des Staats unterrichtet und haben daher
beſchloſſen ſelbigen zur öffentlichen Kenntniß zu
bringen.“

„Wir hoffen dadurch und durch die von Uns beabſichtete
kunftige Unterordnung dieſer Angelegenheit unter die Reichs-
ſtaände, das Vertrauen zum Staate und zu ſeiner Verwal
tung zu befeſtigen und Unſeren aufrichtigen Willen, allen
Staatsglaubigern gerecht zu werden, um ſo unzweideutiger
an den Tag zu legen, als Wir zugleich wegen Sicherſtel-
lung, ſo wie wegen regelmaßiger Verzinſung und allmaliger
Tilgung aller Staatsſchulden, das Noöthige unwiderruflich
hiermit feſtſetzen.“

Und im t. II. wortlich alſo:
„Wir erklären dieſen Staatsſchulden- Etat auf immer fur
geſchloſſen. Ueber die darin angegebene Summe hinaus
darf kein Staatsſchuldſchein oder irgend ein anderes Staats-
ſchulden Dokument ausgeſtellt werden.

„Sollte der Staat küunftighin zu ſeiner Erhaltung oder
zur Forderung des allgemeinen Beſten in die Nothwendig-
keit kommen zur Aufnahme eines neuen Darlehens zu
ſchreiten, ſo kann ſolches nur mit Zuziehung und unter.
Mitgarantie der künftigen reichsſtändiſchen Verſammlung
geſchehen.“
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Dagegen ſagt die Verordnung vom 3. Februar d. J.
über die Bildung des Vereinigten Landtags in den 4
bis 7:

„Dem Vereinigten Landtage uübertragen Wir die im Art.
II. der Verordnung über das Staatsſchuldenweſen vom 17.
Januar 1820 vorbehaltene ſtandiſche Mitwirkung bei Staats-
Anleihen, und ſollen demgemaß neue Darlehne, fur welche
das geſammte Vermögen und Eigenthum des Staates zur
Sicherheit beſtellt wird (Art. III. der Verordnung vom 17.
Januar 1820), fortan nicht anders, als mit Zuziehung
und unter Mitgarantie des Vereinigten Landtages aufge-
nommen werden.“

d. 5.
„Wenn neue Darlehne von der im t. 4 bezeichneten Art zur
Deckung des Staatsbedürfniſſes in Friedenszeiten be-
ſtimmt ſind, ſo werden Wir ſolche ohne Zuſtimmung des
Vereinigten Landtags nicht aufnehmen laſſen.“

d. 6.
„Wenn dagegen im Fall eines zu erwartenden oder bereits
ausgebrochenen Krieges zur Beſchaffung des noöthigen außer-
ordentlichen Geldbedarfs die in Unſerem Staatsſchatze und ſonſt
vorhandenen Reſerve- Fonds nicht ausreichen und deshalb
Darlehne aufgenommen werden muſſen, die Einberufung des
Vereinigten Landtags aber von Uns in Berückſichtigung der
obwaltenden politiſchen Verhaltniſſe nicht zulaſſig befunden
werden ſollte, ſo ſoll bei Aufnahme jener Darlehne die ſtandiſche Mitwirkung durch Zuziehung der Deputation fur das

Staatsſchuldenweſen erſetzt werden. Den zu dem gedach-
ten Zwecke unter Zuziehung dieſer Deputation aufgenomme-
nen Darlehnen ſteht ebenfalls diejenige Sicherheit zu, welche
im Art. III. der Verordnung vom 17. Januar 1820 den
Staatsſchulden beigelegt iſt.“

7.
„IJſt ein Darlehn in der im 8. 6 bezeichneten Weiſe aufge
nommen ſo werden Wir, ſobald wir das Hinderniß der Be-
rufung des Vereinigten Landtags fur beſeitigt erachten, den-
ſelben zuſammenberufen und ihm den Zweck und die Verwen-
dung des Darlehns nachweiſen laſſen.“

Und es ſagt 1 der Verordnung vom 3. Februar c. über
die Bildung einer ſtändiſchen Deputation fur das Staats-
ſchuldenweſen:

„Zur Ausübung der im H. 6 der Verordnung vom heutigen
Tage über die Bildung des Vereinigten Landtags vorbehalte-
nen Mitwirkung bei der Aufnahme von Staatsanleihen fur
Kriegszeiten, ſo wie zur fortlaufenden ſtandiſchen Mitwirkung
bei der Verzinſung und Tilgung der Staatsſchulden, ſoll

„Eine ſtandiſche Deputation fur das Staatsſchuldenweſen“
gebildet werden.“

Wir hegen die Ueberzeugung, daß die erwähnten Worte
der Verordnungen vom Z. Februar C. mit der angefuhrten Be

ſtimmung der Verordnung vom 17. Januar 1820 unvereinbar
ſind, inſofern

1) nach der von weiland Friedrich Wilhelm III. Majeſtät
als unwiderruflich bezeichneten Verordnung vom 17. Januar
1820 kein Staatsſchuldſchein oder irgend ein anderes
Staatsſchulden Dokument ausgeſtellt werden ſoll, ohne
die Zuziehung und Mitgarantie der kunftigen reichsſtändi-
ſchen Verſammlung während H. 4 der Verordnung vom
3. Februar c. über die Bildung des Vereinigten Landtags
die Nothwendigkeit dieſer Zuziehung und Mitgarantie auf
diejenigen neuen Darlehne beſchrankt, fur welche das ge
ſammte Vermögen und Eigenthum des Staats zur Sicher
heit beſtellt wird.

ſein wird

Ferner
2) nach F. 6 der Verordnung vom 3. Februar C. über die

Bildung des Vereinigten Landtags in den dort vorgeſehenen
Fällen dei Aufnahme jener Darlehne die ſtandiſche Mitwir
kung durch Zuziehung der ſtandiſchen Deputation fur das
Staatsſchuldenweſen erſetzt wird.

IV.
Endlich lauten die d VIII und IX, und XIII und XIV

der Verordnung vom 17. Januar 1820 wegen der künftigen Be
handlung des geſammten Staatsſchuldenweſens, wie folgt:

„„VIII. Unſer Staatsrath hat bei Gelegenheit ſeines wegen
der Verordnung uüber die rechtliche Natur der Domainen in
den neuen und wieder eroberten Provinzen abgegebenen Gut-
achtens vom 30. Juni 1818 bereits darauf angetragen,

daß bei der ferneren Ausfuhrung des Domainen- Verkaufs
eine beſondere Behörde niedergeſetzt werde, welcher die
Verbindlichkeit obliege, fur die Verwendung der Kauf-
gelder zur Schuldentilgung zu ſorgen.

Jn Beruckſichtigung dieſes Antrages und zur Ausfuhrung
der in gegenwartiger Verordnung enthaltenen Beſtimmung ſetzen
Wir daher eine von der übrigen Staats und Finanz Verwal
tung ganz abgeſonderte Behörde unter der Benennung

„Haupt Verwaltung der Staatsſchulden“
hiermit ein.

IX.
Dieſe Behoörde ſoll aus

einem Präſidenten und vier Mitgliedern
beſtehen. Wir ernennen hierzu

den Wirklichen Geheimen Ober-Finanz- Rath Rother zum
Praſidenten,

den Wirklichen Geheimen Ober Finanz Rath, Domdechanten
von der Schulenburg, zum ſten Mitgliede,

den Landrath und Domherrn von Panwitz zum 2ten Mit-
gliede,

den hieſigen Stadtgerichts-Oirector Beelitz zum 3ten Mitgliede
und

den Chef des hieſigen Handlungshauſes Gebruüder Schickler,
David Schickler, zum Aten Mitgliede.

Jn Zukunft und beim Abgange des Prafidenten oder eines
dieſer Mitglieder werden Uns von der künftigen reichsſtandiſchen
Verſammlung und bis zu deren Errichtung von dem Staats
Rathe drei Jndividuen zur Auswahl eines derſelben vorgeſchlagen.

Dem Pra ſidenten liegt die Leitung des Ganzen ob, außer
dem aber haben die Mitglieder mit ihm gleiche Befugniſſe und
daher auch gleiche Verantwortlichkeit.

XIII.
Endlich iſt die Staatsſchulden- Verwaltungs Behoörde ver

pflichtet, der kunftigen reichsſtädiſchen Verſammlung alljaährlich
Rechnung zu legen. Bis zur Einführung derſelben tritt der
Staats Rath an deren Stelle. Die Ertheilung der Decharge
behalten Wir Uns nach Maßgabe des Uns von erſterer, vorlaäu-
fig aber von letzterem zu erſ ppen Gutachtens vor.

XIV.
Bis die reichsſtandiſche Verſammlung zuſammengetreten

ſoll ſtatt ihrer eine Deputation des hieſigen Magi-
ſtrats mit der Staatsſchulden-Verwaltungs-Behoörde die einge
löſten Staatsſchulden Dokumente alljährlich nach erfolgtem
Rechnungsſchluſſe in gemeinſchaftlichen Verſchluß nehmen und
fur deren abgeſonderte und ſichere Aufbewahrung bei dem De
poſitorium des Kammergerichts Sorge tragen. Vor der Nie-
derlegung werden jedoch jedesmal die Nummern und Lettern
der eingelöſten Dokumente zugleich mit der Rechnungslegung
der Verwaltungs Behörde zur öffentlichen Kenntniß gebracht
werden.



Dagegen ſagt die Verordnung vom 3. Februar C. über die
Bildung des Vereinigten Landtags im H. 8:

„Außerdem hat der Vereinigte Landtag
„a) nach Artikel IX. der Verordnung vom 17. Januar 1820

Uns die Kandidaten fur die bei der Haupt Verwaltung
der Staats- Schulden erledigten Stellen vorzuſchlagen, und

„b) nach Artikel XIII. derſelben Verordnung die Rechnun-
gen der Haupt- Verwaltung der Staatsſchulden auf Grund
der durch die Deputation fur das Staatsſchuldenweſen
zu bewirkenden vorlaufigen Pruüfung abzunehmen und
Uns mittelſt beſonderer Gutachten zur Decharge vor-
zulegen.

Wenn der Vereinigte Landtag nicht verſammelt iſt,
werden dieſe Geſchafte durch den Vereinigten ſtandiſchen
Ausſchuß beſorgt.“

Und es ſagt die Verordnung vom 3. Februar c. uüber die
periodiſche Zuſammenberufung des Vereinigten ſtandiſchen Aus-
ſchuſſes und deſſen Befugniſſe in dem 9. 4:

„Der Vereinigte ſtandiſche Ausſchuß hat in Vertretung des
Vereinigten Landtags die im 8 Unſerer Verordnung vom
heutigen Tage über die Bildung des Vereinigten Landtags
bezeichneten das Staatsſchuldenweſen betreffenden Geſchäfte
zu beſorgen.“

Endlich ſagt die Verordnung vom 3. Februar C. über die
Bildung einer ſtandiſchen Deputation fur das Staatsſchulden-
weſen im H. 4:

„Zum Wirkungskreis der Deputation gehören außer der
ihr im J. 6 der Verordnung uüber die Bildung des Ver-
einigten Landtags uübertragenen Mitwirkung bei Aufnahme
von Kriegs- Anleihen folgende Geſchafte:

1) Die Deputation hat nach Vorſchrift des Artikel XIV.
der Verordnungen vom 17. Januar 1820 gemeinſchaft-
lich mit der Haupt Verwaltung der Staatsſchulden die
eingelöſten Staats-SchuldenDokumente in Verſchluß zu
nehmen und deren Depoſition beim Kammergericht zu
bewirken.

2) Sie hat die Jahres Rechnung uber die Verzinſung und
Tilgung der Staatsſchulden, nachdem dieſelbe zuvor von
der Ober Rechnungskammer revidirt worden, zu prufen
und das darüber von dem Vereinigten Landtage oder dem
Vereinigten ſtandiſchen Ausſchuſſe bei deſſen nächſtem Zu-
ſammentritte nach Art. 13 der Verordnung vom 17. Ja-
nuar 1820 an Uns zu erſtattende Gutachten vorzubereiten.

3) Sie iſt befugt, bei Gelegenheit ihrer Verſammlungen
außerordentliche Reviſionen der Staatsſchulden Tilgungs-
Kaſſe und der Kontrolle der Staats Papiere vorzunehmen.“

Wir hegen die Ueberzeugung, daß die erwähnten Worte
der Verordnungen vom 3. Februar c. mit den angefuhrten
Beſtimmungen der Verordnung vom 17. Januar 1820 un-
vereinbar ſind inſofern:

1) nach der Verordnung vom 17. Januar 1820 die Mit-
glieder der Haupt Verwaltung der Staatsſchulden von
der reichsſtandiſchen Verſammlung vorgeſchlagen werden
ſollen und jene Behoörde verpflichtet ſein ſoll, der reichs-
ſtandiſchen Verſammlung alljahrlich Rechnung zu legen;
während nach den Verordnungen vom 3. Februar C.,
wenn der Vereinigte Landtag nicht verſammelt iſt, durch
den Vereinigten ſtandiſchen Ausſchuß die Kandidaten fur
die bei der Hauptverwaltung der Staatsſchulden erledig-
ten Stellen vorgeſchlagen und die Rechnungen dieſer Be-
hörde abgenommen werden.

2) die nach der Verordnung vom 17. Januar 1820 zum
Wirkungskreiſe der Reichsſtande gehörige Entgegennahme
und Depoſition der eingelöſten Staatsſchulden-Ookumente
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durch die ſtandiſche Deputation fur das Staatsſchulden-
weſen vorgenommen wird.“

Jm Hinblicke auf die vorſtehend hervorgehobenen Gegen-
ſatze zwiſchen den Verordnungen vom 22. Mai 1815 und
17. Januar 1820 einerſeits und den Verordnungen vom 3. Fe-
bruar C. andererſeits hegen Wir die Ueberzeugung, daß die
mehrerwahnten alteren Geſetze in den hervorgehobenen Punk-
ten noch zu Rechte beſtehen.

Nach Verleſung der Erklärung wies Freiherr von
Vincke nach, daß der Marſchall der Drei-Stände- Kurie
die Erklärung entweder annehmen und einer Abtheilung
dieſer Kurie zur Vorberathung zuweiſen oder ſie zuruckge-
ben mußte, daß er alſo in keinem Falle der Herrenkurie ſie
zuſtellen durfte. Mit der achtbarſten parlamentariſchen
Offenheit raäumte der Marſchall dies ein. Darauf unter-
warf von Vincke das Verfahren des Marſchalls in der
Herrenkurie einer ſorgfältigen Pruüfung.

Jch glaube ſagte er nun zunächſt in meinem
Rechte zu ſein, wenn ich im Namen der Antragſteller ſowohl,
als ſämmtlicher Mitglieder dieſer Kurie gegen dieſes Verfahren
in der Herren Kurie proteſtire; denn ich glaube nicht, daß es
dem Marſchall der Herren Kurie zuſteht, die Herren Kurie zu
befragen und Verhandlungen darüber zuzulaſſen, ob ſie über
einen Gegenſtand geſonnen iſt, mit uns zu verhandeln. Min-
deſtens iſt ihm durch keine Beſtimmung des Reglements das
Recht zugewieſen, eine Diskuſſion darüber zuzulaſſen, ob ein
Antrag gemeinſchaftlich mit der Herren Kurie verhandelt wer-
den ſolle. Gegen dieſe Ueberſchreitung ſeiner Befugniſſe muß
ich proteſtiren. So groß übrigens auch die Verſuchung iſt, auf
das einzugehen, was dabei in der Herren Kurie geſagt worden
iſt, kann ich mich doch nicht für befugt halten, dies zu thun.
Es beſteht in allen Ländern, wo ſeit Jahrhunderten parlamenta-
riſche Verſammlungen ſtattgefunden haben, namentlich in dem
glücklichen Lande, deſſen Verfaſſung die Jahrhunderte und eine
Erbweisheit ohne Gleichen gebildet haben um möglichen
Mißverſtändniſſen vorzubeugen, erkläre ich, daß ich damit nicht
Mecklenburg, ſondern England meine der Gebrauch, daß es
keinem Mitgliede geſtattet iſt, eine Aeußerung auch nur anzu-
führen die in dem anderen Hauſe ſtattgefunden hat. So we-
nig, als ſich ein Mitglied geſtattet, eine Handlung der Krone
anders anzuführen, als wenn ſie ſich objektiv in Geſtalt einer
Botſchaft an das Haus zu erkennen gegeben hat, eben ſo we-
nig geſtattet man ſich, eine Verhandlung des anderen Hauſes
anzuführen, außer wenn ſie in der formellen Geſtalt eines ge-
faßten Beſchluſſes Gegenſtand der Verhandlung iſt. Ober und
Unterhaus halten es für einen Privilegien-Bruch, wenn
ein Mitglied ſich geſtattet, Aeußerungen eines Mitgliedes des
anderen Hauſes anzuführen. Es ſind in der Herren Kurie
Aeußerungen ſowohl des Mitgliedes für Krefeld und von mir
wörtlich nach den ſtenographiſchen, nicht einmal authentiſchen
Berichten denn die ſtenographiſchen Berichte, wenn ſie auch
eine weitläufige Prozedur der Berichtigung erleiden, haben doch
keine authentiſche Beglaubigung angeführt und ſogar einer
ausführlichen Kritik unterworfen worden, und ſo groß auch die
Verſuchung in mir iſt, darauf einzugehen, ſo überwinde ich ſie,
weil ich es unter der Würde der Kurie der drei
Stände halte, auf die Verhandlungen der Herren-Kurie ein-
zugehen und ſie zu kritiſiren. Jch halte mich nur für befugt,
auf das einzugehen, was der Marſchall der Herren Kurie ge-
ſagt hat; inſofern er es in ſeiner amtlichen Eigenſchaft geſagt
hat; namentlich inſofern auch wir die Ehre haben, in dieſer
amtlichen Eigenſchaft mit ihm in Beziehung zu ſtehen, weil er
Marſchall der Vereinigten Kurien iſt, und ich halte mich ver
pflichtet, im Jntereſſe der ganzen hohen Verſammlung auf ei-
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nige Mißverſtändniſſe in den Aeußerungen jenes Herrn Mar-
ſchalls aufmerkſam zu machen, gegen die ich glaube cbenfalls
mich verwahren zu müſſen.

Es iſt hier mit Bezugnahme auf die ſtenographiſchen Be
richte unſerer Kurie geſagt worden

Der Marſchall der anderen Kurie hat erklärt, daß nach
ſeiner Ueberzeugung dieſer Gegenſtand, wenn von irgend ei-
ner Verſammlung dann von der Verſammlung der Verei-
nigten Kurie berathen werden müſſe, weil er anzunehmen
ſei als im Zuſammenhange ſtehend mit der Berathung über
die Adreſſe an Se. Majeſtät den König.

Der Zweifel, ob dieſer Gegenſtand von irgend einer Ver
ſammlung berathen werden müſſe, iſt von unſerem Marſchall
gar nicht ausgeſprochen worden. Es iſt ferner geſagt worden
in Bezug auf das, was wir geſagt haben:

Er hat hierauf mit Zuſtimmung des Antragſtellers, mit
Zuſtimmung der Unterzeichner des Schreibens an ihn, die-
ſes Schreiben mit ſeiner Beilage an mich eingeſchickt.“

Dieſe Zuſtimmung iſt nicht ertheilt worden wir haben
vielmehr dagegen proteſtirt, und nur, als eine Alternative ge-
ſtellt war haben wir uns dieſer Alternative unterworfen, aber
nicht zugeſtimmt. Es iſt ferner geſagt worden der Marſchall
habe geſagt, daß er aus dieſem Grunde (weil der Antrag keine
Bitte und Beſchwerde enthalte) ſich nicht eignet zur Berathung
in einer von unſeren ſtändiſchen Verſammlungen.

Davon iſt durchaus nicht die Rede geweſen der Marſchall
hat vielmehr den Antrag der Herren Kurie überwieſen er muß
ihn alſo wohl für geeignet gehalten haben, ihn in den Ver-
einigten Kurien zur Sprache zu bringen, nur nicht in der Ku-
rie der drei Stände allein. Es ſind alſo in dieſen Relationen
Mißdeutungen enthalten, gegen die ich mich erklären muß. Es
iſt endlich von dem Marſchall der Herren-Kurie geſagt worden,
„ob ſie (die Herren-Kurie) ihre Mitwirkung will eintreten laſ-
ſen oder nicht, hat die Verſammlung zu beurtheilen.“ Der
Herren- Kurie iſt nirgend das Recht eingeräumt, zu beurthei-
len, ob ſie mit der Kurie der drei Stände gemeinſchaftlich be
rathen will. Wenn ein geſetzlicher Fall vorliegt, wonach die
Berathung in der Vereinigten Kurie ſtattfinden ſoll, ſo hängt
dies nicht von dem Willen der Herren-Kurie ab, ſondern allein
von dem Willen Sr. Majeſtät des Königs, welcher in dem
Geſetz ausgeſprochen iſt.

Jch komme auf das zurück, was von dem Marſchall der
Herren Kurie geäußert und was dem Marſchall der Kurie der
drei Stände unrichtigerweiſe in den Mund gelegt iſt, nämlich:
daß dieſer Antrag deshalb nicht zuläſſig ſei, weil keine Bitte
und Beſchwerde darin enthalten ſei.

Dieſe Anſicht ſcheint in der Geſetzgebung nicht begründet
zu ſein. Jch gebe zu, daß man einen Unterſchied machen muß
zwiſchen der Zeit vor dem Allerhöchſten Beſcheide in Betreff
der von mehreren Abgeordneten aus Poſen eingereichten Peti-
tion und nach dieſer Zeit. Vor dieſer Zeit ſtand die Sache
ganz einfach ſo, wie wir aus dem Munde des Königlichen Kom
miſſars erfahren haben, nämlich daß Alles, was nicht verboten
iſt, erlaubt iſt. Das iſt zudem ein allgemeines Rechtsprinzip,
welches überall anerkannt iſt. Nach dieſer Allerhöchſten Ent-
ſcheidung liegt die Sache allerdings anders denn es heißt aus-
drücklich in dieſer Entſcheidung, welche heute wieder verleſen iſt:
»und ſind Sie als deren Marſchall eben ſo befugt als verpflich-
tet, alle Verhandlungen von derſelben fern zu halten, welche
ihr nicht durch das Geſetz oder Reglement zugewieſen ſind.
Hiernach verordnen Se. Majeſtät der König daß wir nur ſol-
che Verhandlungen vornehmen dürfen, welche uns durch das
Geſchäfts-Reglement zugewieſen ſind. Da Se. Majeſtät der
König fich Allerhöchſtſelbſt die Auslegung des Reglements vor

behalten haben, und da ich und alle die übrigen Herren, wel
che dieſen Antrag unterzeichnet haben und für welche ich jetzt
das Wort genommen habe, gewiß nicht geſonnen find, uns ir
gend jemals außerhalb des Rechtsbodens zu bewegen, ſo unter
werfen wir uns dieſer Allerhöchſten Entſcheidung dahin daß
wir keine Verhandlungen vornehmen wollen, die uns nicht aus
drücklich zugewieſen ſind. Aber in dieſer Verhandlung können
wir keine uns nicht zugewieſene erkennen. Jn dem 2 des
Geſchäfts-Reglements, welcher hier ſchon ſo oft angeführt iſt,
und namentlich von einem Mitgliede, was durch ſein Amt der
Provinz Sachſen und ſonſt der brandenburgiſchen Ritterſchaft
angehört, iſt ausdrücklich geſagt:

Unſer Kommiſſarius iſt die Mittelsperſon für alle Ver-
handlungen mit dem Vereinigten Landtage. Er übergiebt dem
ſelben Unſere Propoſitionen und alle ſonſt von der Regierung
ausgehende Mittheilungen und empfängt deſſen Erklärungen,
Gutachten und Eingaben aller Art. An ihn hat der Vereinigte
Landtag ſich wegen jeder Auskunft, ſowie wegen der Materia
lien deren er bedarf, zu wenden.

Es ſind hier alſo ausdrücklich Erklärungen erwähnt. Jſt
das Schriftſtück, welches von uns unterzeichnet und heute hier
verleſen iſt, nichts Anderes, als eine Erklärung und ſind Er-
klärungen durch das Reglement den Berathungen der Ver-
ſammlung zugewieſen, ſo bewegen wir uns alſo innerhalb der
Grenzen unſeres Rechtes, wenn wir verlangen, daß dieſes
Schriftſtück zur Berathung in der Verſammlung zugelaſſen
werde. Es iſt zwar von dem geehrten Mitgliede der branden-
burgiſchen Ritterſchaft bemerkt worden, daß in dieſem Para-
graphen ſolche Erklärungen nicht gemeint ſein könnten ich
frage jedoch die hohe Verſammlung wo befindet ſich eine Di-
ſtinction zwiſchen den verſchiedenen Arten einer Erklärung Wir
geben faſt alle Tage Erklärungen ab; wir haben noch in der
vorletzten Sitzung mit bedeutender Majorität, ja faſt einſtim-
mig die Erklärung abgegeben daß wir uns eine amtliche Her-
ausgabe unſerer Verhandlungen durch den Buchhändler Rei-
marus nicht gefallen laſſen wollen. Jſt das etwas Anderes,
als eine Erklärung Würden wir uns nicht in unſeren Hand
lungen auf das Aeußerſte beſchränkt finden, wenn wir nichts
Anderes zu thun hätten, als Beſchlüſſe zu faſſen, ferner Gut
achten abzugeben über Königliche Propoſitionen und über Peti-
tionen zu berathen Es laſſen ſich gewiß noch viele Fälle den
ken, die nicht durch das Geſchäfts-Reglement vorgeſehen ſind,
und welche die Verſammlung dennoch nicht von ihrer Bera-
thung ausſchließen kann. Jch berufe mich auf das klare Wort
des Geſetzes, wir haben Erklärungen abzugeben, alſo kann
keine Rede davon ſein, daß dieſer Antrag von unſerer Bera-
thung ſollte ausgeſchloſſen bleiben, und ich muß geſtehen, ich
habe nicht einſehen können, weshalb der Marſchall deſſen Ver
handlung auf Grund der geſetzlichen Beſtimmungen hat aus-
ſchließen wollen.

Uebrigens muß ich an das frühere Verfahren des Mar-
ſchalls ſelbſt appelliren. Wenn der Gegenſtand zur Berathung
in der Verſammlung nicht zuläſſig war, ſo konnte er ihn, wie
dies bei anderen Petitionen geſchehen iſt, zurückgeben; es war
dies gewiß der einzig richtige Weg. (IJch will mir keine Kritik
über das Verfahren erlauben ſondern ich gedenke blos meine
Anſicht auszuſprechen.) Der Marſchall mußte den Antrag ſo
fort an mich oder einen der übrigen Mitunterzeichneten zu
rückgelangen laſſen, wenn er ihn nicht für zuläſfig hielt. Da
durch daß er ihn angenommen und an die Herren-Kurie über-
ſendet hat, hat er erklärt, daß er zum Gegenſtande der Ver
handlung geeignet ſei, und wir haben uns nur darüber in
einer Meinungs-Verſchiedenheit befunden, ob er in der Ver
einigten Kurie oder in unſerer Kurie allein zu berathen



ſei. Da nun die HerrenKurie mit uns nicht. darüber verhan
deln kann und will, ſo ſcheint mir nun der einzige Weg zu
ſein, daß er in unſerer Kurie berathen werde, und ich erlaube
mir den Antrag, ihn einer Abtheilung unſerer Kurie zu über-
weiſen. Jch habe für meinen Antrag noch gewichtigere Gründe.
Nach den Worten, welche ein Mitglied der preußiſchen Ritter
ſchaft in der letzten Sitzung mit großer Beredtſamkeit ausge
ſprochen, und nach der hierüber gepflogenen Berathung hat der
Königl. Kommiſſar ausdrücklich ſich bereit erklärt, auf den
Weg der Verſtändigung einzugehen. Dieſelbe Bereitwilligkeit
hatte er ſchon früher aus Anlaß der Bemerkungen eines ande-
ren Mitgliedes der preußiſchen Ritterſchaft an den Tag gelegt
und geſtattet, daß ſie nicht bloß auf den damaligen Spezial
fall, ſondern auch auf andere Fälle ausgedehnt werde er hat
geſagt, wenn wir einen beſſeren Weg vorzuſchlagen wüßten,
welcher eine Verſtändigung zwiſchen den Ständen und der Re-
gierung herbeiführen könnte, würde er ſehr gern damit einver-
ſtanden ſein. An dieſe Worte erlaube ich mir blos zu er-
innern, und ich glaube, unſer Weg wird gerade der ſein, wel
cher am leichteſten eine Verſtändigung herbeiführen wird.
Der Weg, den einzelne andere Mitglieder einſchlagen wollen,
der Weg der Petition, der in dem Weſen daſſelbe enthält
und nur in der Form von dem unſrigen verſchieden iſt, inſo-
fern wir uns auf eine Erklärung beſchränken, dieſer Weg
kann meiner Ueberzeugung nach nicht ſo leicht zur Verſtändi-
gung führen; denn er wird Se. Majeſtät den König in die
Lage verſetzen, ſich darüber entſcheiden zu müſſen. Jch glaube,
Se. Majeſtät hat die neuere Geſetzgebung im vollſten Bewußt-
ſein emanirt, daß er ſich im vollen Rechte befinde, daß er dem
Lande damit eine große, eine hohe Wohlthat erweiſe; ich glau-
be, daß alle Rathgeber der Krone darüber befragt worden ſind.
Der Landtags Kommiſſar hat uns geſagt, daß ſelbſt die drei
Juſtiz- Miniſter dabei mitgewirkt haben Männer, die auf den
Höhen der Geſetzgebung wandeln und die Wage der Themis
in unbefleckten Händen halten. Wenn ſolche Männer ihren Bei-
rath zu dieſer neuen Geſetzgebung gegeben haben, wenn ſie
darin nicht die Uebereinſtimmung mit den früheren Geſetzen ver
mißt haben dann können wir der Ueberzeugung ſein daß Se.
Majeſtät der König gewiß nicht den leiſeſten Zweifel über eine
ſolche volle Uebereinſtimmung gehabt hat. Nachdem das Patent
vom Z. Februar einmal emanirt worden iſt, glaube ich nicht,
daß es dem Könige willkommen ſein kann, daß es unſerer
Stellung als Stände angemeſſen ſein kann, wenn wir ſchon
jetzt den Wunſch ausſprechen, daß eine Aenderung dieſer Ge-
ſetzgebung eintrete. Es möge wenigſtens das Gras dieſes Som
mers darüber wachſen und die Aufregung in dieſer Verſamm-
lung ſich etwas gelegt haben denn wir Alle wünſchen, uns ja
nur auf dem Boden des Rechts und des Geſetzes zu befinden.
Wenn dieſe Aufregung ſich gelegt haben wird, dann wird es
Zeit ſein, einen Uebergang zu ſuchen und auf dieſem Wege
zu den Beſtimmungen der älteren Geſetze den Weg zurückzu-
finden, die wir in der neueren Geſetzgebung vermißt haben.
Aber jetzt Se. Majeſtät zu erinnern an die Nichtübereinſtim-
mung des Patentes mit unſeren früheren Geſetzen, das halte
ich nicht im Einklange mit der Achtung, die ich der Krone und
ihrem Allerhöchſten Träger ſchuldig zu ſein glaube. So habe
ich bereits bei der erſten Debatte in dieſem Saale bei der Adreß-
Diskuſſion mich geäußert. Se. Majeſtät haben bei vielen Ver-
anlaſſungen geſagt, Sie wollen nicht gedrängt und getrieben
ſein aber ich frage die Verſammlung was thun wir anders,
als drängen und treiben, wenn wir jetzt uns mit Petitionen
wegen Abänderung des Geſetzes dem Throne nahen Aber un-
ſer Gewiſſen zu rechtfertigen, unſere Rechte zu wahren, das
halte ich für Gewiſſenspflicht; davon kann uns Niemand dis-
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penſiren. Dies würden wir erreicht haben durch dieſe Erklä-
rung, die den König nicht nöthigt, ſich ſofort darüber zu ent-
ſcheiden, die innerhalb der Räume dieſes Saales bleibt und
keinen Weg nach außen findet. Wenn dieſe Erklärung nur von
unſerer Kurie ausgegangen, wenn eben deswegen ſie kein voll-
ſtändiger Beſchluß der Stände geworden wäre, ſo würde
der Riß nicht ſo breit und weit gezogen ſein, als er, meiner
Ueberzeugung nach, jetzt ſchon beſteht, und gerade deshalb ſcheint
mir dieſe Erklärung in der Art, wie wir ſie vorgeſchlagen ha-
ben vollſtändig zu genügen.

Wir ſind hier oft hingewieſen worden auf die Stellung die
wir zu Europa einnehmen; es iſt in dieſem Saale oft geſagt und
faſt zur ſprichwörtlichen Redensart geworden: Europa ſchaut
auf uns Ja, meine Herren, ich bin auch der Anſicht, daß
Europa auf uns ſchaut. Aber mir müſſen Europa nicht blos
zeigen, daß wir ein treues und ein tapferes Volk ſind, das
weiß Europa ſeit Jahrhunderten, ſondern wir müſſen ihm auch
zeigen daß wir ein geſetzliches Volk ſind, daß wir unſere Rechte
kennen und wahren wollen, daß wir ein Volk ſind, mit dem
man Verträge ſchließen kann, und welches dieſe halten wird,
weil es auf Wort und Treue hält, und daß es ſeine Rechte
behaupten wird wenn ſie angegriffen werden ſollten.
beweiſen, haben wir in neuerer Zeit nicht Gelegenheit gehabt;
ſeit der große Kurfürſt ſeine Schlachten ſchlug, ſind unſere ſtän-
diſchen Rechte in Vergeſſenheit gekommen. Jch befinde mich
jetzt nicht in der Lage, die ausgedehnten ſtändiſchen Rechte zu
reklamiren, die unſeren Vorfahren früher zuſtanden, die na-
mentlich die Stände des Landes, dem ich anzugehören die Ehre
habe, die Stände der Grafſchaft Mark, beſaßen die ihnen von
dem großen Kurfürſten und von allen ſeinen Nachfolgern bis
auf die jüngſte Zeit feierlich verbrieft worden ſind, und die we-
der von unſeren Herrſchern, noch ſelbſt von der Fremdherr-
ſchaft, welche leider auch bei uns eine Zeit lang beſtand, jemals
in irgend einer Weiſe alterirt und aufgehoben ſind. Wenn ich
auch dieſe Rechte vorläufig nicht reklamiren will, ſo habe ich
doch um ſo mehr Anlaß, wenigſtens diejenigen Rechte in An-
ſpruch zu nehmen, die uns ſeit Menſchengedenken von dem
hochſeligen Könige verliehen und für unwiderruflich erklärt wor-
den ſind. Wenn das erhabene Wort: „suum cuique“ die
Bruſt unſerer Fürſten ſchmückt, ſo wünſche ich auch, daß es
auch über unſeren ſtändiſchen Rechten glänze, nicht blos mit
den kleinlichen Zügen unſerer modernen Stenographie, ſondern
in den großen goldenen Uncial- Buchſtaben unſerer Ahnen im
Mittelalter, womit ſie ihre goldenen Bullen aufzeichneten und
hinausſandten in alle Zeiten. Deshalb beantrage ich die Ver-
weiſung dieſes Antrages an eine Abtheilung der Kurie der drei
Stände. (Allgemeines Bravo.)

Viele Stimmen verlangten nach dieſer mit allgemei-
nem Beifall aufgenommenen Rede das Wort, aber auf die
die Erklärung des Marſchalls, daß er zwar eine
Debatte geſtatten, einem Beſchluſſe jedoch entgegentreten
mußte, verließ die Verſammlung dieſe Frage und ging zur
Tagesordnung uüber. Die Vorleſung des Konkluſums uüber
die Berathung hinſichtlich der Ausſchließung beſcholtener
Perſonen von den ſtandiſchen Verſammlungen gab zu einer
Debatte darüber Anlaß, ob den Beſchluſſen der Kurie auch
die Motive oder die Grunde beigefuügt werden ſollten.
Debatte fuührte zu der Frage, ob die Drei-Stände- Kurie
ihre Erklärungen ohne alle Grunde abgeben wolle? Bei
der Abſtimmung wurde dieſe Frage verneint und der Ent

Hierauf zeigte der Mar
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hilfskaſſen zu berathen. (Schluß folgt.)

Gebauerſche Buchdruckerei.

Das zu

Die

nats f
chriſtk
den v
wurde
Bogen
volumi
munge
Form
Gemei
meiner
mache
Provir
tions-
Vorſta
ßiſche

des P
fache 2
berg el
meine
tin),
(Bro
den
ſchwei
Wir

A

Zeitu
der A
ſche
Verho
außer
ner z
von
werde
zeitig
Zeit
geblie
macht

iſt er
Die
ſchen
nahr

moöge

einen
orde
der d
Su
ratel
zu ſi

wirft



Couriers,

Beilage zu Nr. 119
de s

Halliſcher Zeitung für Stadt und and.
Mittwoch, den 26. Mai 1827.

Deutſchland.
K Berlin d. 23. Mai. Auf den 25. dieſes Mo-

nats findet hier das mehrerwähnte allgemeine deutſch oder
chriſtkatholiſche Concil Statt. Die Anträge, welche von
den verſchiedenen Gemeinden zur Verhandlung eingeſandt
wurden, bilden in kürzeſter Aufzählung einen enggedruckten
Bogen und fuüllen mit ihren Motivirungen mehrere Acten-
volumina. Dieſelben beziehen ſich vornehmlich auf Beſtim
mungen 1) über die Glaubenslehre, 2) über die aäußere
Form des Gottesdienſtes und die Seelſorge, 3) uber das
Gemeindeweſen und die Gemeindeverfaſſung, 4) die allge-
meinen Kirchenverſammlungen (Concilien). Den Beſchluß
machen beſondere Anträge über Katechismus, Kreis und
Provinzial-Synoden, Predigt -Amt-Befähigung, Examina-
tions- Kommiſſion und Hochſchule, Concil- oder Central-
Vorſtand mit einem literariſchen Organe, uüber das Preu-
ßiſche Toleranzpatent vom 30. Marz 1847 und Aufhebung
des Pfarrzwanges. Auch über den Namen liegen meyr-
fache Anträge vor: freie chriſtliche Gemeinde (aus Löwen
berg beantragt), chriſtliche Frankfurt a. d. O.), allge
meine chriſtliche (Löwenberg), „evangeliſch-katholiſcha(Stet-
tin), „katholiſche, und Proteſt gegen „deutſch-katholiſch«
(Bromberg und Nakel), gleicher Name fur alle Gemein-
den (Goöörlitz und Lauban), „deutſch-katholiſch« (Braun-
ſchweig), »chriſt katholiſche (Berlin und Hamburg).
Wir behalten uns Genaueres hieruüber vor.

Allgemach haben es, ſo weit wir es uüberſehen, alle
Zeitungen aufgegeben, die ſtenographiſchen Verhandlungen
der Allg. Pr. Zeitung vollſtändig nachzudrucken. Die Voß-
ſche Zeitung rechnet, daß ſie am bisherigen Drucke der
Verhandlungen circa 2000 Thaler zugeſetzt habe, und hat
außerdem erklärt, daß wenn ſie auch dieſe Opfer noch fer-
ner zu bringen bereit ſei, es ihr bei einer jetzigen Auflage
von 22,000 Exemplaren doch ſchon in der Zeit unmöglich
werde, den Druck zu vollenden und die Abonnenten recht-
zeitig zu befriedigen. Sie war daher auch in der letzten
Zeit beinahe um 24 Stunden hinter der Spenerſchen zuruck
geblieben die allerdings eine ſehr viel geringere Auflage
macht.e weſtphäliſche Deputirte, Landrath von Vincke,
iſt erkrankt und ſeit geſtern fur alle Beſuche unzuganglich.
Die Oppoſition ſieht ſich ſomit eines ihrer parlamentari-
ſchen Vorſteher beraubt. Dieſer Unfall erregt viel Theil-
nahme.men den höheren Kreiſen machen die zerrütteten Ver-

mögens- Verhältniſſe einer vornehmen Familie, die bis jetzt
einen der glänzendſten Cirkel hierſelbſt unterhielt, außer
ordentliches Aufſehen. Beſonders ſoll eins ihrer Mitglie-
der durch eine Leidenſchaft fur Gemäldeſammlungen enorme
Summen verausgabt haben. Man ſpricht von einer Cu-
ratelerrichtung, um wenigſtens den Reſt des Vermoögens
zu ſichern.

Spanien.
Madrid, d. 15. Mai. „Eco del Commercio ent

wirft ein duſteres Bild von dem gegenwärtigen Zuſtand der

Dinge in Spanien und tadelt die Regierung insbeſondere
wegen ihrer willkurlichen Verhaftungen, die täglich ſtatt-
finden ſollen, ſowie wegen der Hausſuchungen, welche bei
mehreren angeſehenen Mitgliedern der Progreſſiſtenpartei
von der Polizei unter dem Vorgeben angeſtellt worden ſind,
ſie hielten Waffen verſteckt.

Jn Catalonien hat der Oberſt Baxecos am 15. Mai
Triſtany's Bande unvermuthet uüberfallen und 22 Mann
derſelben getodtet. Triſtany ſelbſt wurde gefangen genom-
men und nach Solſona gebracht, wo ihn der Generalcapi-
tän hat erſchießen laſſen.

Getreidepreiſe.
(Nach Berliner Scheffel und Preuß. Gelde.)

Magdeburg den 21. Mai. (Nach Wispeln.)

Weizen 117 125 Gerſte 72 75Roggen 105 113 Hafer 46 51 e
Waſſerſtand der Saale bei Halle.

am 24. Mai Abends 6 Uhr am Unterpegel 5 Fuß 10 Zoll.
am 25. Mai Morgens 6 Uhr am Unterpegel 5 Fuß 9 Zoll.

Waſſerſtand der Elbe bei Magdeburg
am 24. Mai: Nr. 0 und 3 Zoll.

Fremdenliſte.
Angekommene Fremde vom 24. bis 25. Mai.

Jm Kronprinzen Hr. Oberſt Baron v. Schirring a. Wien. Hr.
Rittergutsbeſ. v. Brauchitſch a. Uiſt. Hr. Schuldirector Dr.
Detmar a. Hamburg. Hr. Juſtitiar Haberkorn a. Berlin. Hr.
Portraitmaler Huwald a. München. Hr. Künſtler Ruſtani a.
Mailand. Hr. Dr. med. Schiednich a. Roſtock. Die Hrrun.
Kaufl. Eulich a. Spremberg, Schulze a. Offenbach, Müller a.
Jſerlohn, Albert a. Braunſchweig.

Stadt Zürich Die Hrrn. Kaufl. Grieshammer u. Mara m. Gem.,
Hr. Gaſtgeber Nohr m. Frau Mutter, Mad. Thilo, Mad. Mol-
ler u. Hr. Dr. phil. Schrader a. Leipzig. Hr. Gutsbeſ. Keßler
a. Pommern. Hr. Gymnaſiallehrer Dr. Becker a. Wittenberg.
Hr. Advokat Dr. Schmidt a. Dresden. Die Hrrn. Kaufl. Gem
pel a. Bernburg, Eberhardt a. Berlin, Koch a. Lüdenſcheid.

Goldnen Ring: Hr. Lieut. Berthold v. Ehrenſchwert a. Erfurt.
Hr. Fabrik. Stegmeyer u. Hr. Weinbergbeſ. Lauer a. Frankfurt.
Hr. Oekon. Stens a. Vorde.

Goldnen Löwen: Hr. Superint. Glöckner a. Seehauſen. Hr.
Lieut. Genehna a. Erfurt. Hr. Maler Walter a. Dresden.
Hr. Conditor Zeiz a. Altranſtedt. Hr. Schönfärber Schüler a.
Jüterbock.

Schwarzen Bär: Hr. Gerichtsamtm. Liebe a. Berlin. Die Hrrn.
Kaufl. Bieler a. Waldeck, Korb a. Chemnitz, Muthreich a. Blei-
cherode. Die Hrrn. Leinwandfabrik. Peter a. Neuſtadt, Degen
hardt a. Berndterode.

Stadt Hamburg Die Hrrn. Kaufl. Steinert a. Berlin, Lohmann
a. Braunſchweig Kraßner a. Dresden. Die Hrrn. Stud. Lin
denheim u. Sturtz a. Heidelberg.

Goldne Kugel: Hr. Kaufm. Balzer u. Hr. Weinhdlr. Geifer a.
Mainz. Hr. Weinhdlr. Hannemann a. Kaſſel. Hr. Architekt
Ramberg a. Berlin.

Zur Eiſenbahn: Hr. Pr. med. Lamprecht u. die Hrru. Kaufl.
Schöne u. Rein a. Berlin. Die Hrrn. Kunſthdlr. Beyer u.
Sattler a. Liegnitz. Hr. Pred. Stambe a. Ammensleben.



Bekanntmachungen.
Nachverzeichnete Briefe ſind an die de-

ſignirten Empfänger nicht zu beſtellen ge
weſen und deshalb zurückgeſchickt worden.
Die Abſender werden zur ſchleunigen Ab-
holung und Auslöſung hiermit aufgefordert.

1) An Hrn. Wundarzt Stroetzel in
Löbejün. 2) An Hrn. Capt. John
Barclay in Leipzig.
goſſa. 4) An Hrn. Gaſtwirth und Flei-
ſchermeiſter Roſe in Lebbin bei Prettin.
5) An Hrn. Handelsmann C. Golch in
Prettin. 6) An Fräulein v. Witzle-
ben in Kitzſcher bei Borna. 7) An Frau
Rauchwaarenhändler Rein in Leipzig.
8) An die Ehefrau des W. Sorgenfrei
in Bromberg. 9) An den Tiſchlerge-
ſellen Ulrich in Erfurt. 10) An Frau
Mansfeld in Delitzſch.

Halle, den 24. Mai 1847.
Königl. Ober-Poſt-Amt.

Göſchel.

Pferde- Verkauf.
Einen großen ſtarken zugfeſten braunen

Wallach, 5 Jahr alt, hat als überzählig
zu verkaufen Kitzing in Zwintſchöna.

Zu dem am 28ſten d. M. anberaumten
Termine, den Verkauf meiner Bockwind-
mühle zu Beeſenſtedt betreffend, werden kauf-
luſtige Liebhaber hierdurch nochmals einge
laden.

Beeſenſtedt, den 24. Mai.
C. Emanuel.

Geſuch eines Reitknechts.
Die Stelle eines Reitknechts, mit wel-

cher außer den Trinkgeldern ein mo-
natlicher Gehalt von 10 Thlrnu. und Livrée
verbunden iſt von neuem zu beſetzen. Re-
flektirende mit guten Zeugniſſen verſehen,
welche nachzuweiſen im Stande ſind, daß
ſie ihrer Militairpflicht bei der Cavallerie
oder reitenden Artillerie genügt haben, je-
doch nur ſolche finden Anſtellung in der
Privat-Reitbahn des Unterzeichneten.

G. Heine,
Oberſteinthor 1519b.

Gaſthof- Verkauf.
Einen großen Gaſthof, in hieſiger Stadt

belegen in welchem die Gaſtwirthſchaft
ſchwunghaft betrieben wird, und welcher
auch wegen feiner guten Lage, großem Hof-
raum und Seitengebäude zur Anlegung noch
anderer Gewerbe paſſend iſt, hat reellen
Käufern nachzuweiſen C. Heynemann im
Gaſthof zur goldnen Roſe Nr. 539 zu
Halle.

Heute friſcher Kalk, Mauer und Dach-
ſteine. J. F. Stegmann.

3) An Herrn
Ober- Verwalter Albrecht in Gülden-

10

Agat-Waaren- Lager aus Crenuznach und Paris.
Einem geehrten Publikum zeige ich hiermit ergebenſt an, daß ich zum erſten

Male den hieſigen Jahrmarkt mit einem Lager der ſo ſehr beliebten Agat-Waaren be-
zogen habe.
Neueſte zu den billigſten Preiſen abgeben zu können.

Durch ſtete Verbindung mit Paris bin ich im Stande, immer das
Meine Bude befindet ſich Fran-

ckensplatz, erſte Bude an der Ranniſchen Straße.
C. M. Levy aus Creuznach und Paris.

Nicht auf dem Markte,
ſondern in meinem Lokal Leipziger Straße Nr. 279, werden Kleiderzeuge, Umſchlage-
tücher, ſowie auch Hoſen- und Weſtenzeuge und andere Sachen mehr in der größten
Auswahl zu ſehr billigen Preiſen verkauft. S. Jonſon junn.

Die Hut-Fabrik
von

Franz Kämpfe
aus Leipzig

bezieht bevorſtehenden Pfingſtmarkt zum er-
ſten Male mit einem wohl aſſortirten La-
ger von Herren und Kinderhüten, welches
mit Bitte um geneigte Berückſichtigung
hierdurch ergebenſt angezeigt wird.

a T S

Mein bisheriger Commis Oskar
iſt heute aus meinem Ge-

ſchäft entlaſſen. Derſelbe iſt daher micht
mehr berechtigt, Geſchäfte irgend wo für
mich zu machen oder mir gehörige Gelder
in Empfang zu nehmen, was ich hiermit
bekannt mache.

Halle, den 22. Mai 1847.
Aug. Rhodemann.

Huſchke

Lohnfuhrleute finden bei der Anfuhr von
Kalkſteinen und Braunkohlen eine anhal-
tende Beſchäftigung auf der Ziegelei am
Weinberge bei

A. E. Lehmann.

Die erſten diesjährigen neuen
Heringe erhielt ſo eben

G. Goldſchmidt.
Sehr ſtarken fetten geräuch. Rhein-

lachs, wie auch geräuch. Silber-
lachs à Pfund 15 Sgr. neuen
Hamb. Caviar, große Lüneb. und

c «—3m—

Pommerſche Neunaugen empfiehlt
G. Goldſchmidt.

—ZDZJ

Eingemachte Ananas bei
G. Goldſchmidt.

er S 2

Langes Roggenſtroh liegt zu verkaufen
bei Claus in Landsberg.

Mittwoch Nachmittag 3 Uhr Con-
eert in der Weintraube.

Stadtmuſikchor.

Fertige Polſter- Waaren em-
pfiehlt

A. Küpp, Tapezierer.
Steinthor Nr. 1518, neben der Stadt

Wien.

Heute Mittwoch den 26. d. M.
Concert von 2 Uhr an

im Fürſtenthal.
Vereinigtes Muſikchor.

Neue Matjes- Heringe bei

C. G. Theune Brauer.
Ein tüchtiger Arbeitsmann, mit guten

Zeugniſſen verſehen, findet fortwährende
Beſchäftigung beim

Glockengießer Becker.

Tapeten ſind noch billig zu haben
bei J. Grohmann, gr. Steinſtraße Nr.
132.

Ein ordentliches, fleißiges und flinkes
Dienſtmädchen findet zu Johanni einen
Dienſt Rathhausgaſſe Nr. 252.

Morgen, Mittwoch, erſtes gro
ßes Militair- Concert in den Pulverweiden,
wozu ergebenſt einladet W. Laus.

Alle den Hülfeleiſtenden, welche am 21.
d. M. bei dem Brande meiner Scheune
zur ſchnellen Rettung ſo thätig und mit
eigner Aufopferung beitrugen, ſage ich hier
durch meinen verbindlichſten herzlichſten Dank,
und verbinde damit die Fürbitte, Gott mö-
ge einen Jeden vor ähnlichem Unglück be-
ſchützen.

Giebichenſtein am 23. Mai 1847.
Heckner.

Himbeer-Eſſig empfiehlt C. J.Scharre am Vearet v J
Cigarren, 2 Stück zu 3 Pf.

Bremer Jacquez zu 3, A, 5 und
Kalk den 27. d. M. in der Ziege s Pf. à Stück empfiehlt

zu Trotha.
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C. J. Scharre am Markt.
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5 Thlr., Fabrik Preis 3 10 Thlr.
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Jn einer Zeit, wie der jetzigen, wo Marktſchreiereien aller Art an der Tagesordnung ſind, die alle nur den
Zweck haben, das Publikum heranzuziehen und zu täuſchen, wo ferner durch Verſchlechterung der Waaren und
namentlich der Leinen -Waaren, die Preiſe derſelben auf unerhörte Weiſe herabgebracht worden, in einer ſolchen
Zeit kann derjenige auf Verdienſt bei dieſem Artikel nicht mehr rechnen, der nicht gleichfalls zur Führung ſolcher
Waaren ſich entſchließt, die für das Auge ein gefälliges Aeußere haben, aber im Gebrauch ſehr bald ſich als ſchlecht
bewähren und auch für das allergeringſte Geld noch zu theuer eingekauft ſind.

Da es mir jedoch unmöglich iſt, mich zu ſolcher Art der Geſchäftsführung zu verſtehen, ſo habe ich es vor
gezogen, meine ſeit einer langen Reihe von Jahren beſtehende Handlung aufzulöſen, um in hieſiger Stadt ein
Fabrik Etabliſſement in anderer Branche zu begründen, worüber ich mir vorbehalte, in einigen Wochen das Nä-
here bekannt zu machen.

Ein ſehr geehrtes Publikum kann um ſo mehr darauf rechnen, zu ſeiner ganz beſonderen Zufriedenheit bedient
zu werden, da ich mit dem Abſatz der Erzeugniſſe meines ſpäteren Etabliſſements größtentheils auf hieſige Stadt
angewieſen bin, und ich daher gewiß alles aufbieten werde, mir das Vertrauen deſſelben bei dieſem Verkauf für
die Zukunft zu erwerben.

Jndem ich hier das um 50 Prozent herabgeſetzte Preisverzeichniß meiner Waaren folgen laſſe,
garantire ich ausdrücklich dafür, daß meine ſämmtli-
chen rein leinenen Waaren nur aus beſtem und ſchwer-
ſten Handgeſpinnſt angefertigt ſind.

Preiſe feſt:
Herrenhuter Leinen, à Stück 5 Thlr., Fabrik Preis 10 Thlr. Gebirgs-Leinen, à Stück 58 Thlr., Fabrik
Preis 11 Thlr. Salzwedler Haus-Leinen, à Stück 71 Thlr. Fabrik-Preis 15 Thlr. Böhmiſche Zwirn-Lei-
nen, à Stück 8 Thlr., Fabrik- Preis 16 Thlr. Greifenberger Leinen, à Stück 8--14 Thlr. Fabrik Preis
16 28 Thlr. Bielefelder Haus-Leinen, à Stück 8 24 Thlr. Fabrik-Preis 17 48 Thlr. Holländiſche
Leinen à Stück 10 30 Thlr. Fabrik-Preis 20 60 Thlr.
Holländiſche Königs-Leinen, à Stück 20 35 Thlr. Fabrik- Preis

20 T 70 Thlr.
S Jn den geſchmackvollſten und neueſten Weberei-Deſſeins und in vor

S züglicher Qualität Damaſt-Tiſchgedecke mit 6, 12, 18 u. 24 Servietten
S für 3, A, 6, 7, 9, 12, 15 20 Thlr., deren Fabrik-Preis bedeutend

Er mehr als das Doppelte beträgt.
Dergleichen in vorzüglicher Qualität feine Tiſchgedecke in Drillich mit 6 und 12 Servietten für 1 bis

Feine Tafeltücher, à Stück 20 40 Sgr. Fabrik- Preis 40 80 Sgr.
Feine Tiſchtücher, à Stück 10 17 Sgr. Fabrik Preis 20 35 Sgr. Wirklich gute Stubenhandtücher, à Elle
2 Sgr. Extra feine Damaſt Handtücher, das halbe Dutzend 2 Thlr., Fabrik- Preis 4 Thlr. Einzelne Damaſt
Tiſchtücher, 2, 2' bis 6 Ellen lang, von 22 Sgr. an. Feine und ſchwere Servietten, das halbe Dutzend
1 Thlr. Chirting-Taſchentücher, das halbe Dutzend 6 Sgr. Aechte Batiſt-Taſchentücher, das halbe Dutzend
21 Thlr. Fabrik-Preis 5 Thlr. Aechte oſtindiſche ſeidene Taſchentücher, à Stück 20 Sgr. Bunte Tiſch-Tep
piche, à Stück 20 Sgr.

Gleichzeitig um 50 Prozent unter dem Fabrik- Preiſe
empfehle noch ganz beſonders mein Lager ächter impor-
tirter Havannga- und Domingo-Cigarren, in und Ki-
ſten verpackt.
Verkaufs-Lokal: Ranniſche Straße Nr. 535 im Gaſthof

zu den drei Schwäuen.
J. M. Rosenbaum.
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dukte der Kunſt ſind.

Obſtkörbchen u. ſ. w.Zoſenträ

So eben iſt bei
durch alle Buchhandlungen zu erhalten:

Nachtragüber die
Nothwendigkeit der Umwandlung

der

Mahl- u. Schlachtſteuer.
Eine Entgegnung der Schrift:

»Die Schlacht und Mahlſteuer und die
Armen

von S. G. Liedke,
und Bemerkungen über den, der hohen
Stände- Verſammlung vorgelegten Geſetz

Entwurf wegen Erhebung einer neuen
Einkommenſteuer.

Von
einem Bürger.

gr. 8. geh. Preis 2 Sgr.
Halle, den 25. Maj 1847.

C. A. Schwetſchke u. Sohn.

uns erſchienen und

e L. I. Aursträch aus Paris und Bernbezieht zum erſtenmale den hieſigen Markt mit einem großartigen Lager Pariſer e Schmuck und Toi-
letten-Gegenſtände, beſtehend aus ſeiner ſchon längſt bekannt und beruühmt gewordenen Nachahmung von

Künstlichen Brillanten (Imitation de Diamant)
als: Halsgeſchmeide, Ohrgehänge, Ringe, Bracelets, Collier-Schloöſſer, Broches,deln, Kreuze, Medaillons u. ſ. w. Die Faſſungen ſind im feinſten 18karäth. Gold und Silber.

Alle dieſe Gegenſtände ſtehen an Pracht und Schönheit den Produkten der Natur nicht nach, und man kann
den glänzenden Schmuck ſich auf eine nicht koſtſpielige Weiſe verſchaffen.
ſo groß, daß ſelbſt Sachkenner erſt nach techniſcher Unterſuchung zur Ueberzeugung gelangen können, daß es Pro-

Dahaſſelbſt befindet ſich ein großartiges Lager engl. und franz. Galanterie-,
und Stahlwaaren, als Broſchen, Beſtechkämme, Nadeln, lange und kurze Uhrketten in Pariſer
Bronze, Schreibezeuge, Damen-Näh-Etuis, Neceſſairs, Chineſiſche Holzwaaren, Cigarren-
becher, Briefkaſten, eine große Auswahl Geld-Porte-monnaie, Brieftaſchen, Notizbucher, ſehr elegante Nippſa-

ch er in allen Sorten, zu auffallend billigen Preiſen.
Operngucker, Lorgnetten in reicher Auswahl, im Preiſe von 1 Thlr. 10 Sgr. bis 3 Thlr.Alle Sorten Parfumerien aus der Fabrik von J. S. Douglas aus Hamburg.
Aechte Pariſer Herren und Damen -GlaceHandſchuhe, à Dutzend von 3 4 Thlr. 0Fur Herren eine Partie acht Pariſer Cravatten, Shawls, Shlipſe.
Noch viele andere Gegenſtände, welche ich nicht im Stande bin, alle herzuzählen.c

Ganz was Neues für Herren, welche ſich ſelbſt raſiren.
Um uns verehrten Publikum ein Mittel zu verſchaffen,

meſſer in erwunſchten Zuſtand zu ſetzen iſt es mir nach vielfachen Verſuchen endlich gelungen, durch Zuſammen-
ſetzung mineraliſcher Subſtanzen einen einfachen Apparat unter der Benennung Mineral-Abzieher anzufertigen.
Die Art und Weiſe des Abziehens iſt fur jeden ſehr leicht, und in wenigen Minuten iſt vermittelſt der Gebrauchs-
Anweiſung nicht nur der erwunſchte Erfolg bezweckt, ſondern auch die ganze Schneide erſcheint polirt, ein ſicherer
Beweis, daß das Meſſer nicht im Geringſten irritirt worden,Durch vortheilhaften Einkauf von Juchten bin ich in Stand geſetzt worden, meine unverbeſſerlichen chemiſchen
Streichriemen unter den fruheren feſten Preiſen ablaſſen zu können und ſind ſelbige à 15 und größere à 25 Sgr.
in Holz, 1 Thlr. und größere à 1 Thlr. 10 Sgr. in Eiſen, fur Federmeſſer à 8 Sgr. in der Handlung des Herrn
E. M. Auſtrich aus Paris und Berlin des Jahrmarkts zu haben.

J. P. Goldſchmidt aus Berlin.Das Verkaufslokal befindet ſich an ſge Straße Nr. 503 beim Conditor

rn Thomas parterre enEin u Balee in der e Mit bei Halle mit 3

Acker Feld ſoll veränderungshalber verkauft
werden zu erfragen bei

Jordan
in der Leipziger Straße Nr. 387.

Tivoli.
Mittwoch den 26. Mai: Er muß aufs

Land, Luſtſpiel in 3 Akten von W.Friedrich. Anfang 67 Uhr.

i 6 Sgr.
Ein

Familien Nachrichten.

Bei unſerer Abreiſe von hier ſagen wir
allen Freunden Freundinnen und Bekann-
ten ein herzliches Lebewohl.

Halle, den 21. Mai 1847.
Ferd. Wendt,Ad. Beyer, Färber.
H. Warnecke, Bürſtenmacher.

Gebauerſche Buchdruckerei.

E. Die tauſchende Aehnlichkeit iſt

auch das dickſchneidigſte und feinſtſchartigſte Raſir

Der Preis à 17 Sgr.

Buſenna-

Quincaubllerie-

Entbindungs6 Anzeige.

Die am 20. d. M. er
folgte glückliche Entbindung ſeiner lieben
Frau von einem geſunden Mädchen, theilt
ſeinen Freunden auf dieſem Wege mit

A. Schiborr.

Verſpätet.

Todes- Anzeige.
Dem Allmächtigen hat es gefallen, un

ſere gute Tochter, Emilie, nach langwie-
rigen ſchweren Leiden am 18. d. Mts.
am Vorabende ihres 21. Geburtstages
von dieſer Erde abzurufen.Wer die Verewigte kannte, wird unſern

unermeßlichen Verluſt und herben Schmerz
zu würdigen wiſſen!

Auswärtigen Verwandten und Freun-
den widmen wir dieſe Anzeige mit der Bitte
um ſtille Theilnahme.

Erfurt, den 20. Mai 1847.
E. Schmalfuß,
Chr. Schmalfuß, geb. Gebſer.
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